
DIE KONVEN TIO ZU WAHRUNG DE  Z
NSCHENRECHTE UN GRUNDFREIHEITEN

UN DIE UR:  CH NEUORDNUNG

Von MÜHLENHOVER

Al nach dem Inferno des Z7zweıten Weltkrieges verantwortungsbewußte
Menschen 1n Kuropa daran singen, die Möglichkeiten Z.U) Neuautbau einer
politischen Ordnung dieses Raumes prüfen, WTr ohl be1 allen mehr oder
weniıger stark die Erkenntnis ausgepragt, daß die Grundlage jeder politischen
Konzeption eın geist1ges Metanoeıite se1ın musse. In der 'Tat schıen auch der
Zeitpunkt ZUur gemeiınsamen Besinnung günstiger denn Je se1in:! während
die einen,; aufgeschreckt AUuUs den nebelhaften Iräumen VO  3 der politischen
Sendung der Rasse Boden lagen, ühlten sıch dıe andern der usweg-
losigkeit ihres bisherigen nationalistischen Staatsdenkens überführt. Nur
ıne eın A Anstrengung aller Kräftte konnte ZUS diesem Zusammen-
br herausführen.

Wo aber lagen die geistigen VWerte, deren Wiederentdeckung nıcht Nur CI-

strebt, sondern auch realisiert werden könnte? Man beschwor die gemeinsame
abendländische Geschichte, beriet sıch auf die gemeınsame europäische Kultur
und suchte schließlich, auch diese Werte noch relativierend, seıne Zuflucht 1n
der Verbundenheit der Völker durch die „westliche Gesittung“. W as InNnan

aber dabei übersah, War die Tatsache, daß diese gemeinsame Geschichte un
Kultur autf der Idee des göttlichen Ordo beruhte, die allein jene wunderbare
Einheit VO Weltordnung un Sıttengesetz schaften konnte, einer Idee, die
heute hoffnungslos verschüttet ISt.

So gesehen, 1St also die Suche nach dem gemeinsamen Erbe europäischer
Tradition, das 114  - anknüpfen könnte, eher dem Buddeln der Goldgräber
als der Freilegung eines echten Fundes vergleichbar. Ja, klingt geradezu
paradox, wenn in  S} das Einende 1n der Vielfalt der Erscheinungen sucht, die
nach dem „Verlust der Mıtte“ VO  e der Kultur ZUr Zivailısation herab-
gesunken 1St.

Die angedeutete Problematik wiırd besonders klar bei dem Versuch, die
als die „unverzichtbaren Werte“ der europäischen

Kultur aufzuzeigen und S1e Zur ideologischen Grundlage einer politischen
Neuorientierung der europäischen Völker machen. Soweıt 18803  } sıch dabeı
auf die Geschichte der Menschenrechte beruft, wird ine solche These gerade
Aaus der Geschichte widerlegt. Zwar 1St die Geschichte der Menschenrechte auch

50



DIE KONVENITII P WAHRUNG DE MENSCHENRECH'fE
die „Geschichte der menschlichen Freiheit“. ber gerade 11 der Bezogen-
eıit dieser Tatsachen zueinander 1St iıhr VWert relativiert. Denn das Verhältnıis
des Menschen Staat andert sıch in jeder geschichtlichen Epoche ebenso,
WI1e überhaupt 1n jedem Staatswesen einer eigenen Ausrichtung unterliegt.
Daher 1St der Begriff der menschlichen Freiheit in gleichem Maßse einem viel-
fachen Wandel unterlegen Ww1€ die Begründung des Rechts auf Freiheit.

tellte sıch die Frage nach einem subjektiven echt auf Freiheit 1n der
Rechtsordnung der antıken Welt un des frühen christlichen Mittelalters
deswillen nıcht, weil dem Verantwortungsbewußstsein des Herrschers
gegenüber dem Beherrschten als ımmanent erschien, CWAaANN S1e erst miıt
Thomas VO quın eiınen Ansatzpunkt, denn Thomas verband das be-
reits VO'  ; S t1 theologisch begründete echt auf Widerstand mIit
der göttlichem echt abgeleiteten Forderung auf Schutz des Lebens, der
Freiheit un: des Eigentums. Im Kampf der italienischen Städte ihre Yrel-
heit fanden Marsıiılius VO Padua un Bartolus in diesem Recht, das
s1e aber beide nıcht Aaus dem 1US divinum ableiteten, eine starke Stutze. Nach
Rückschlägen 1mM 15 Jahrhundert, die miıt dem Namen achı | 1ı ihren
bedeutendsten Vertreter haben un:! die auch Luther aut ihrer Seite schen,
wurde während der Hugenottenkämpfe ın der Forderung auf einen STAaats-

freien Bereich der Untertanen das subjektive echt des Individuums aut rel-
eıt wieder leidenschaftlich betont, ohne da{fß aber selbst iıne verfassungs-
mäafßıge Garantıe erlangen konnte. Diese tür den Gehalt des Rechts bedeut-
sSamste Ausgestaltung velang erst über England un die nordamerikanıiıschen
Staaten. In der calvinistischen Vorstellung eines Bundes der Gemeinschaft
der Gläubigen mIit Gott erschienen näamli;ch die Freiheitsrechte ZUS dem Gesell-
schaftsvertrag abgeleitet: Die Konsequenz Wr ihre verfassungsmäßige Ver-
ankerung als politische Rechte der „Declaratıon of Rights“ (1688) Zugleich
wurden 1n der naturrechtlichen Lehre VO  e Locke Leben, Freiheit und 1gen-
IU  3 als natürliche Eigenschaften des Menschen und damıt als Menschenrechte
angesehen: Sıe sind durch Vertrag dem Staat überantwortet. ließlich
wurden 1n den berühmten Menschenrechtskatalogen der nordamerikanischen
Staaten nıcht NUr 1mM Schutz VOr willkürlicher Verhaftung, Schutz VOTLr 11l-
kürlicher Besteuerung, 1ın der ede- un Pressefreiheıit, 1n der Vereıins-, Ver-
sammlungs-, Auswanderungs- un Religionsfreiheit diese Rechte konkreti-
sıert, sondern s1e wurden und darın lıegt ein bedeutsamer Fortschritt, der
außerhalb des europädischen Kontinents Vor sıch 1St auch als über-
staatliches echt anerkannt. Sıe sind der Abänderung durch den Gesetzgeber

un binden den Rıchter auch gegenüber dem 1bweichenden pOS1-
tıven Recht Die Französische Revolution verkündete nNneu diese, 1in ıhrem
rechtlichen Gehalt wıe 1ın ıhrer philosophischen Begründung (Vernunftrechte)
durch die englischen und amerikanıschen Finflüsse gewandelten Menschen-
rechte un: baute S1e 1ın das staatliche Verfassungsrecht e1in. Von dieser Aus-

vangsstellung her gewinnen die Menschenrechte als Grundrechte einen ENT-

scheidenden Einfluß auf das Verfassungsrecht der europäischen Staaten,
jedoch ıcht hne eıne in den nachfolgenden französischen Verfassungen
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tage tretende wesentliche innere Strukturwandlung, W1e€e Z 1n der Charté
Ludwigs XVIIL. von 1814,; die 2US königlicher unbeschränkter Machtvoll-
kommenheit die Grundrechte verleıiht und in der Charte VOoO 1590, die den
Gedanken ıhrer überstaatlichen Geltung bereits wıieder völlig aufgegeben hat.
Diese Wandlung kommt nıcht zuletzt in den Grundrechten der Frankfurter
Nationalversammlung Z Ausdruck, die, WeEeNN auch 1Ur durch verfassungs-anderndes Gesetz, abänderbar siınd un ıne überstaatliche Geltung nıcht _
erkennen. Ihr Ausgangspunkt 1St die Idee einer staatstfreıen Sphäre für das
Individuum, die in Abwehr den restaurlerten Absolutismus gefordertwurde. Weıter innerlich ausgehöhlt erscheinen s1e in den wıchtigsten Be-
stımmungen der preußischen Verfassung VO  3 1850 1Ur noch als bloße » SC-setzeskräftige Bestimmungen“, deren Abänderung also durch einfaches Gesetz
möglıch ISt, dann ın der Verfassungsurkunde des Deutschen Reıchs VO!]  3
1871 überhaupt nıcht mehr aufgenommen werden. Die Weıimarer Ver-
fassung hat War 1ın der Gegenüberstellung von „Grundrechten und Grund-
pflichten der Deutschen“ einen Ausgangspunkt finden versucht,
indem der vewaltigen wirtschaftlichen un: soz1ıalen Umwälzung des etzten
Jahrhunderts Rechnung werden sollte ohne daß IMnNan sıch aber mMit
den Konsequenzen auseinandergesetzt hätte, die sich gerade 1mM Hınblick auf
diese Entwicklung für die Grundrechte selbst ergeben muften

Diese notwendig auf die Herausstellung einiger, mIır wesentlich erscheinen-
der Faktoren beschränkte UÜbersicht ze1gt, da{fß die Menschenrechte weder
ausgesprochen europäısches Kulturgut darstellen, noch daß S1€e festen
Bestand der Rechtsordnungen der europäischen Staaten gehören. Ja 1St

zweıfelhaft, ob eigentlich miıt Recht die überkommenen Grund-
rechte als klassische Rechte bezeichnen annn

Hat sıch somıt der geschichtliche Ausgangspunkt tür die ideologısche Ver-
ankerung der europäaıschen Neuordnung 1n den Menschenrechten als zweıtel-
haft erwliesen, erhebt sich weıter die Frage, wieweit die Menschenrechte
selbst heute überhaupt den Boden für 1ne europäische Neuordnung abgebenkönnen Diese Frage wırd einmal hinsichtlich der 1ın der Menschenrechts-
konvention des Europarats nıedergelegten Rechts- und Verfahrensnormen
vestellt werden müussen, S1e wırd sıch ZU anderen a„uch mit den Problemen
auseinanderzusetzen haben, welchen INan bisher ın Straßburg AZUS dem Wege

ISt.
Den konkreten Anlaß Z Abschlufß einer Konventilon der Menschen-

rechte hatte die Erkenntnis vegeben, sıch alle bısherigen Sıcherungendie Bedrohung der menschlichen Freiheit in der Vergangenheit als —
zulänglich erwıesen haben Soweıit der Schutz der Rechte der Einzelperson

Aus der za Lıit. er die Gesch der Grundrechte: Planitz, Zur Ideengesch. der Grundr.,ın Nipperdey, Grundr. H 597 ff.; dort auch eingehd. Lit.-Ang
Im übrigen sind die Grundrechte der Weıimarer Verfassung „nie ZU: wirklichen Rechtserlebnisdes deutschen Volkes geworden“ Thıeme, Die Europ. Konv. ZU Schutz der Menschenr. (Rechtund Freıheıt, 195 9

5 ber den Zusammenhang MIt der Gesamtsıtuation vel. Schlochauer, Europ. Frag \
völkerrecht! Bedeutung Arch Völkerrechts I11 O50Hıerzu csehr autfschlußreich der erl Teitgens VOrTr der eratenden Versammlung des Europa-Tats Conseıl de !”’Europe, Ass Cons., 5ess., Comptes Rendus IT, 1949, 404
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dem Staat überantwortet WAafr, 1St notwendig unvolikommen geblieben,
weıl selbst der beste Verfassungsschutz nıcht ausreicht, die ungleich VCI-

teilten Krätfte der acht auf die Dauer in der aage halten. Soweıt S1e
einer übernationalen Rechtsordnung als zugehörig erachtet wurden, hat, ab-
gesehen VO  3 geringen AÄAnsäatzen bisher jede konkrete Möglichkeit einem
wirksamen Schutz gefehlt

Nachdem also die innerstaatlıchen CGarantıen VeErSagt hatten, wurde die
rage AUS der Ebene der nationalen Staats- und Verfassungsrechte auf die
Ebene des Völkerrechts verlagert. Dort eifizten nach dem zweıten Weltkrieg
die Bemühungen Weisunggebend 1SEt dıe Satzung der Vereıinten Nationen,
die sich ın ıhrer Präambel ausdrücklich zZzu „Glauben die grundlegenden
Menschenrechte“ bekennt, VOT allem aber die fejerliche >  > m  ( 10
Menschenrechte“ VO)] 1948, die für die Mitgliedstaaten als
Richtschnur ıhres Handelns dienen soll, ohne allerdings selbst 1ne völker-
rechtliche Verpflichtung der Staaten T: Innehaltung dieser Richtlinien ab-
geben können

In Anlehnung die Deklaration haben die Mitgliedstaaten des EKuropa-
LATS da 1950 die „Konvention der Menschenrechte und

e Cc abgeschlossen Sie enthält folgende geschützte
Rechte das auf Leben und folgerichtig das Verbot der Folter und der
Verhängung VO  3 unmenschlichen der erniedrigenden Strafen das Verbot
der Sklavereı, der Zwangs- un! Pflichtarbeit das echt auf Freiheit und
Sıcherheit, konkretisiert dem Verbot der willkürlichen Verhafttung un
Ausweısung und in dem Anspruch des Festgenommenen auf Unterrichtung
über den Grund der Festnahme, aut Vorführung VOT einen Rıchter, aut Ab-
urteilung oder Freilassung iınnerhalb AaNSECEMESSCHNCI Frist, auf ein aft-
prüfungsverfahren un auf Schadensersatz N rechtswidrıiger. Festnahme

den Anspruch auf Rechtsschutz VOTLT unabhängigen Gerichten das Verbot
rückwirkender Strafgesetze das eccht auf Achtung des Prıvat- und
Familienlebens, der VWohnung und des Brieftverkehrs das echt auf Ge-
danken-, Gewissens- un Religionsfreiheit und der treien Informatıion, das
Versammlungs-, Vereinigungs- und Koalitionsrecht, das echt auf Heıirat
und Familiengründung und nıcht Zzuletzt den Grundsatz der Gleichheit aller
VOT dem Gesetz. Zur Durchsetzung dieser Rechte hat jedermann das Recht
auf Anrufung der nationalen Gerichte. Schließlich wollen die Sıgnatarstaaten
ın einem Zusatzprotokoll /AUG Menschenrechtskonvention?®? noch das 1gen-

die Intervention der Großmächte bei der Türke der Versagung des Rechts der
freien Religionsausübung, die Grundrechtsklauseln 1n den verschiedenen Minderheiten-
vertraägen und neuerdings 1n den Friedensverträgen nach 1947 ber die Bemühungen der Völker-
echtsiehre vgl VO allem Lauterpacht, An International Bill ot the Riıghts of an 1945

Ausdrücklich lJeugnet Thoma (Nı perdey, Grundr. K 49), da{fßs der Weımarer Staat
völkerrechtlich verpflichtet sel, die Grundre der Reichsverfassung ıcht ANZULTLASTEN.

i ıcht ganz unbestritten;: vgl ZuUuUr Kontroverse Stillschweig in Friedenswarte, 1949, 8
Lauterpacht, International Law and Human Rıghts, 408 .5 Friesenhahn, Dıe internationale
Deklaration der Menschenrechte (Recht, Staat, Wirtschaft 1950 61

Diıe Konv. trıtt gemäfß Art 66, nach Hinterlegung VO. Ratifikationsurkunden In Krait.
Bisher (Stand 1952 haben Großbritannien, Norwegen und Schweden ratıfiziert. Auch 1
Bundestag dürfte das Zustimmungsgesetz, das bereits die Ausschüsse durchlauten hat, bald ZuUuUr An-
nahme kommen. OE die Vorgeschichte der KONYV. vgl Brügel, Die Konvention des Europarats
er die Menschenrechte (Europa-Archiv 19516 3615

9 p;uiiber siehe 58%—

5%



MÜHLENHOVER

tumsrecht, das echt auf Erziehung un das echt aut treie und geheime
Wahlen als Menschenrechte anerkennen.

Wenn die Konvention nach VOTANSCHANSCHNCH langen Diskussionen ein
ystem möglıchst PCNAUCK Begriffsbestimmungen der einzelnen echte VOILI-
wendet und sıch nicht, wıe 1n Anlehnung dıie Deklaration VO  S 1948 die
Empfehlung der Beratenden Versammlung vorsah 1| auf die Verkündung
allgemeiner Programmsätze beschränkt, erscheint diese Methode auf den
erstien Blick als eın Fortschritt:

Der bisherige Grundsatz, „dafß eın Staat seıne eigenen Angehörigen nach
seinem rTrmessen behandeln kann  < 1 besonders krafß 1n der russıschen
fassung, da{fß die Menschenrechte überhaupt MNUur 1 Rahmen des souveranen
Staates einen Sınn hätten!?, wırd eindeutig durchbrochen un: einer
grundsätzlichen Angelegenheit des Völkerrechts erklärt“ 18 Die sanktıiıonier-
ten Grundrechte siınd iıcht bloße Rıchtlinien für die innerstaatliche Gesetz-
gebung un Verwaltung, sind Rechtssätze, die subjektive Rechte VO  _

NAau abgegrenztem Umfange testlegen un:! SOMIt nıcht beliebig nach dem
Wıillen der Vertragspartner ausgelegt werden können. Die Definitionen der
einzelnen Rechte stellen das axımum einer möglichen Übereinstimmung der
innerstaatlichen Rechtstatbestände dar: zugleich sind s1e quantıtativ un!
qualitativ das Mınımum menschlicher Freiheit, dessen Achtung zugesichert
und gewährleistet ISt, wobei jedem einzelnen Staat unbenommen bleibt,
selbst 1n seiner innerstaatlichen Rechtsprechung darüber hinausgehende
echte geben un eventuell auch gewährleisten 1

Diese, gegenüber dem bisherigen Rechtszustand unbestreitbaren OFrt-
schritte dürfen aber nıcht darüber hinwegtäuschen, da{ß die einzelnen Rechte
selbst vie]l weniıger enthalten, als s1€e€ besagen. Der Grund dafür lıegt
darın, daß die völkerrechtliche Anerkennung der Menschenrechte notwendig
die Souveränıiıtät der einzelnen Staaten berührt, un ZWar sowohl 1m Hın-
blick aut Inhalt un Abgrenzung jeder einzelnen Norm des materiellen
Rechts, W1€e insbesondere, woraut WIr spater noch zurückkommen, aber auch
1M Hiınblick auf die Durchsetzbarkeit des dem Finzelnen erwachsenden An-
spruches aut Schutz. eht 1114  - davon aus, da{ß das Völkerrecht LUr das Ver-
halten der selbständigen Rechtsgemeinschaften und S mit unmittel-
bar der Staatengemeinschaft unterstellter Menschen regeln will, während die
Regelung der Rechtsstellung der meılısten Menschen dem Einzelstaat über-
lassen ist mu{fß das Bestreben jedes Staates darauf abzıelen, das völker-
rechtlich geschützte Einzelgrundrecht möglıchst wenig effektiv werden
lassen. Spielte also schon der SOgeNANNTE Gesetzesvorbehalt in den rund-
rechtsartikeln der Verfassungen vieler Einzelstaaten ine große Rolle, ISt

Abgedruckt ın Europa-Archiv 1950, 2801 Dazu terner Brügel, Die Straßburger Vor-
schläge ZUr Sıcherung der Menschenrechte (Europa-Archiv 1950, 2794

11 Verdross, 2 1950), 447
1° Stillschweig

Verdross
Tatsächlich sınd Z.U' Beispiel die G;undrgdite des Bonner Grundgesetzes 1n verschiedener Hın-

sicht breiter und 1n der Wırkung auch intensi1ver.
15 Verdross, O., und Auf den Streit ber das Verhältnis der Souveränität ZU!

Völkerrecht ann 1er ıcht eingegangen werden.
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nıcht verwunderlich, dafß auch die Konvention 1ın tast allen Bestimmungen
materijellen Inhalts VO  - ıhm Gebrauch macht. Als Beispiel mMag Artikel 10
der Konvention herausgegriffen werden: Dort wiıird das Recht auf freie
Meinungsäußerung un auf Freiheit der Information 1n der Weise einge-
schränkt, da{ß$ jedem Staat überlassen bleibt, Rundfunk-, Lichtspiel- un!
Fernsehunternehmen einem Genehmigungsverfahren unterwerten. Dar-
ber hinaus kann dieses Freiheitsrecht des Art. bestimmten „LFormvor-
schriften, Bedingungen, Einschränkungen oder Strafdrohungen unterworten
werden, W1e sı1e V innerstaatlichen (Gesetz vorgeschrieben und 1n einer
demokratischen Gesellschaft 1m Interesse der nationalen Sicherheit, der terriı-
torıalen Unversehrtheit oder der öffentlichen Sicherheit, der Aufrechterhal-
tung der Ordnung un der Verbrechensverhütung, des Schutzes der Gesund-
heit un! der Moral; des Schutzes des Rutes oder der Rechte anderer,

die Verbreitung VO  g vertraulichen Nachrichten verhindern oder das
Ansehen und die Unparteilichkeit der Rechtssprechung gewährleisten,
unentbehrlich sind“. Es bedart also ohl 2Um einer besonderen juristischen
Dialektik, ungefähr jeden Tatbestand eıne dieser Ausnahmen
bringen. Hierbei dürfte unerheblich se1n, daß nıcht alle Grundrechtsartike!
der Konvention in gleicher Weise weitgehende Vorbehalte Zugunsten der
innerstaatlichen Gesetzgebung un Verwaltung enthalten 1

W)as Entscheidende 1St vielmehr, daß j1er ein wesentlicher Bereich des
materiellen Rechts ausgeklammert und wieder der alleinıgen Zuständigkeit
des nationalen echts der einzelnen Staaten überantwortet wırd!7. Berück-
sichtigt 1119  w weiter, daß ngl Falle iınes Krieges oder eines anderen öffent-
lichen, das Leben eines Volkes bedrohenden Notstandes“ die Grundrechte mi1t
Ausnahme der Bestimmungen über den Schutz des Lebens®®, des Verbots der
Folter, der unmenschlichen oder erniedrigenden Behandlung, des Verbots der
Sklavereı oder Leibeigenschaft un! des Verbots rückwirkender Strafen,
vorübergehend außer Kraft ZESELZL werden können (Art. 5 wiıird der
relatıv schwache Inhalt der gewährleisteten Rechte evident. Schließlich wirkt
das 1n der Konventıion der geltenden innerstaatlichen Gesetz-
gebung vorgesehene echt eines Staates, bei der Unterzeichnung oder bei der
Hinterlegung der Ratifikationsurkunde Vorbehalte bestimmten Inhalts
erklären A CAATC. 64), 1ın der gleichen abschwächenden Richtung.

problematischer als diese materiell-rechtlichen Beschränkungen der
einzelnen Grundrechte sind aber die Bestimmungen, die sıch mıiıt dem ch u

der subjektiven Rechte efassen:
Die Konvention schützt das Individuum unberechtigte E-_ingriffe auf

So versucht umgekehrt Art. durch eın 5System Vo Einzelbestimmungen jede willkür-
ıche Freiheitsentziehung verhindern un! leichzeitig unsien des Indivi uUuums, dessen Freiheit
in Gefahr 1St, Schutzklauseln einzubauen. nliches gilt Art der KONV., Ungeachtet dessen
bleibt aber die Grundtendenz weitgehenden Gesetzesvorbehalten bestimmen

Damıit wırd keineswegs die rechtspolitische wıe vielleicht auch rechtstechnische Notwendigkeit
eines Gesetzesvorbehalts sıch geleugnet; NUuUr ollten die Vorbehalte auf das unbedingt Not-
wendige beschränkt leiben.

Au er bei Todeställen, die auf regelmäßige Kriegshandlungen zurückzuführen sind Art.
„Soweıt eın dieser Zeıt in seinem Gebiet geltendes Gesetz nıcht MITt der betr. Vorschrift

bereinstimmt. Vorbehalte allgemeıner Art sind ıcht zulässiıg.
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Zwel verschiedenen Ebenen, der iınnerstaatlichen und der 7zwischenstaatlichen
Rechtsordnung. WÄährend jene einen Anspruch des Eın-
7zelnen auf Schutz gegenüber der Verletzung der der Konvention M
sicherten Rechte und Freiheiten kennt“, sewährt diese dem Individuum
grundsätzlich NUur einen Anspruch, indem nach Erschöpfung
der innerstaatlıchen Rechtsinstanzen der Staat VOr den hiıerfür vorgesehenen
zwischenstaatlichen Instanzen die Verletzung der Grundrechte und
Freiheiten Beschwerde ,  heben ann.,.

SOweılt die iınnerstaatlıiıche Ebene 1n Betracht kommt, 1St der Rechtsschutz
des Einzelnen größer als bısher:;: denn Mit dem Inkrafttreten ®1 der Kon-
vention werden für jeden Stadt, der dieselbe ratıfiziert hat, die ın ihr eNt-
haltenen Normen ın innerstaatliches eccht transformiert. Während aber das
übrige innerstaatliche echt 1im allgemeinen bestimmten Voraus=
setzungen durch einen innerstaatlichen Akt des Gesetzgebers aufgehoben
werden ann selbst die verfassungsmäßige Garantıe der Grundrechte ıst,
wI1Ie die Geschichte eze1igt hat, problematischer Natur ** erhalten dıe
Menschenrechte durch die Konventijon ine qualifizierte Sanktion: als Völker-
vertragsrecht würde ihre Aufhebung eın törmlıiıches un schwier1iges Kun-
digungsverfahren voraussetzen, als partielles Völkergewohnheitsrecht als
solches mussen die 1n der Konvention nıedergelegten materiellen Normen
angesprochen werden können sS1e überhaupt nıcht einseit1g durch einen
Staat aufgehoben werden.

Auf der zwıischenstaatlichen Ebene sınd drei UOrgane mıiıt den Schutzauf-
vaben betraut: die „Europäische Kommissıon tfür Menschenrechte“, der „Eu-
ropäısche Gerichtshof tür Menschenrechte“ und schließlich das institutionelle
Urgan des Europarats, der „Miınisterausschufßs“. Das Verfahren VOor der
Ko m 1 S !l beschränkt sich auf die kontradıktorische Prüfung und Unter-
suchung des ihr vorgelegten Falles einer angeblichen Verletzung der Konven-
tıon durch einen Sıgnatarstaat, auf einen Meinungsaustausch mi1t den Streit-
teiılen un: auf den Versuch eiınes freundschaftlichen Ausgleichs auf der Grund-
lage der Achtung der Menschenrechte. Dıie Kommissıon hat also NUr Unter-
suchungs- und Vermittlungsfunktionen, aber keine Entscheidungsbefugnis.
Falls iıne Vermittlung scheitert, Jegt die Kommissı:on dem 11 C d
s ch einen Bericht evtl. mMI1t ihr zee1gnet erscheinenden Empfehlungen
VOT Z Sotern nicht innerhalb VOoO  3 Peı Onaten der Europäische Gerichtshot
mMI1t der Frage betaßt wırd S hat der Miınisterausschufß über die behauptete
Verletzung der Konvention entscheiden und bejahendentalls diejenigen

Art der KONY. g1ibt jedem das Recht einer wirksamen Beschwerde Il Verletzung der
Menschenrechte bei einer nationalen nNnstanz und egt damıiıt dem Staat die AL auf, durch seine

tellen
innerstaatl. Verfahrensordnung ENTISPF, Gerichtsinstanzen einzurichten nd ZUuUr Verfügung

21 Nach der Ratihikation durch Staaten Art 66, 11)
29  29 Wenn das Grundgesetz auch verbietet, da{fß „ein Grundrecht in seinem Wesensgehalt An

tastet“* wiıird Art. 19 Abs GG), ann es doch selbst außer Kraft YESECLZT werden Dn 146 G),
womıt auch die Grundrechtsartikel ıhre Gültigkeit verlieren.

In dem Bericht MU: die Kommissıion ZUr Frrage Stellung nehmen, ob der betreftende Staat ihrer
Auffassun nach se1ne Verpflichtungen aus er Konvention verletzt hat (Art Z

24 Er AaAl außer der Kommissıon VO dem Staat angerufen werden, dem der Verletzte
ehört, oder den sich die Beschwerde richtet, der VOo dem die Kommission M1t dem Fall

be a{fßt worden 1STt (Art
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Ma{fßnahmen festzusetzen und evtl. ergreifen, die ZUE Bereinigung der
Sache ertorderlich sind,

Zieht einer der Beteiligten VOTr, nıcht die Entscheidung einer politischen Z
sondern die einer gerichtlichen Nstan7z herbeizuführen, MU: den Eu-

he ch S ho anrutfenZ der tür alle die Auslegung un:;
Anwendung der Konvention betrefftenden Fragen zuständig 1St ä Er annn
I1LUTLr VO  3 der Kommission und VO  5 den Vertragsstaaten angerufen werden
(Art. 48) Erklärt der Gerichtshof die Entscheidung der die Maßnahme des
Gerichts (oder der Verwaltungsbehörde) eines Sıgnatarstaates als 1m Wider-
spruch ZUr Konvention stehend un die Gesetze des betreffenden
Staates 1Ur iıne unvollkommene VWiedergutmachung tür die Folgen der Ent-
scheidung, hat der Gerichtshof gegebenentalls eEINE gerechte Entschädigung
der verletzten Parte1ı zuzubilligen.

Der zwischenstaatliche Rechtsschutz, den das Individuum die Ver-
letzung seiner Freiheit gyenieist, 1St, wıe WIr SAagteN, NUur ein indirekter un:
1NsoOweit eın höchst relativer. Denn der Staat entscheidet, ob ıne Ver-
letzung als gegeben ansıecht un die 7zwischenstaatlichen Urgane anrufen wıll
oder nicht; wer aber wollte leugnen, dafß tür die Erhebung einer Staaten-
beschwerde die Frage der politischen pportunität häufig entscheidender
se1in wiırd als das Vorliegen objektiver Tatsachen?

Diueser Erkenntnis hat INa  3 sıch ın Straßburg iıcht ganz verschlossen.
Die Konvention sieht daher auch die Fı f ch r d be] der Kom:-
M1SSION VOrTr (Art 25) Voraussetzung dafür 1St, die innerstaatlichen
Rechtsmittelverfahren erschöpft sind und abgesehen VO  S weıteren for-
mellen Bedingungen da{ß die Beschwerde mIit den Bestimmungen der Kon-
vention vereinbar und nıcht offensichtlich unbegründet oder nıcht als Miıfis-
brauch des Beschwerderechts anzusehen 1St. Das weıtere Vertahren entspricht
den oben entwickelten Grundsätzen über die Staatenbeschwerde. Aut diesem
VWege könnte also auch eine Einzelbeschwerde Gegenstand einer gerichtlichen
Entscheidung des Europäischen Gerichtshofs werden, allerdings MIt der
wesentlichen Einschränkung, da{fß der Einzelne selbst nıemals den Gerichts-
hof anruten annn (Art 44)

Der Fortschritt liegt darın, daß 1er der unmittelbare Anspruch des Eın-
zelnen auf Schutz seiner Grundrechte AaUS der Ebene des innerstaatlichen
Rechts 1n die Ebene des üi'berstaatlichen Rechts hineinragt, ındem das Indivi-
uum sıch selbst beschwerdeführend eın überstaatliches Organ wenden
ann. Diese Tatsache darf anderseits nıcht darüber hinwegtäuschen, daß
praktisch eın solcher Anspruch Nur schwer realısıerbar seın wird: einmal 1St
die Zuständigkeit der Kommissıon auf dem Gebiet der Einzelbeschwerde
nıcht 1PSO Jure gegeben, vielmehr einer Fakultativklausel unterworfen: der

25 Als solche ist eindeutig der Ministerausschuß, dem mtliche Außenminister der Europarats-
taaten angehören,

Be1 Streitigkeiten er die Auslegung und Anwendung der Konvention S1N! die Sıgnatar-
TLaaten verpflichtet, ausschließlich das ın der KOnvY. VOL esehene Verfahren DA Beilegun A Z
wenden Art. 62) Die Anrufung des UNO-VWVeltgerichtsho ware also 1NsOWwelt aUuUSpCS lossen.

27 Kritische Bemerkungen der Institution eines Europäischen Gerichtshots beı Brügel, O;
798/99

5 immer, Men:  enre!
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durch die Bé$chwerde betroftene Mitgliedstäat muß durch ine besondere
ratinıkationsbedürftige Erklärung ausdrücklich re Zuständigkeit auft dem
Gebiet der Einzelbeschwerde anerkannt haben Zum anderen mussen über-
haupt insgesamt mindestens sechs Mitgliedstaaten durch derartige FErklärun-
gCH gebunden se1n “®. Dıiese Einschränkungen zeigen die starke Skepsis der
Staaten gegenüber allen Ansätzen, welche die Souveränität des Einzelstaates
ZUZUNSICH einer europäischen Integration einschränken soll In der Tat 1St
nıcht verkennen, daß mit der Einzelbeschwerde sıch Möglichkeiten auf-
tunN, deren Tragweıte noch nıcht übersehen ST Dieselbe Zurückhaltung,
welche dıe Konvention gegenüber der Zuständigkeit der Kommission auf
dem Gebiet der Einzelbeschwerde den Tag EPeTEN laßt, zeigt S1€E schlecht-
hıin bei dem Organ des Europäischen Gerichtshofs, dessen Rechtsprechung
ebenfalls iıne ratifikationsbedüritige Fakultatiyklausel gebunden 1St un:
dessen Einrichtung (erste der Mitglieder) davon abhängt, daß acht
Staaten seine Gerichtsbarkeit für alle Angelegenheiten, die sıch autf die
Auslegung und Anwendung dieser Konvention beziehen, als obligatorisch
anerkannt haben (Art 56 Abs Lın erb 111,. Art 46) Auch das wird eın
Gradmesser dafür se1n, wieweit die Europaratsmitglieder sıch den verkün-
deten Zielen einer europäischen Konföderation in der Praxıs bekennen

Werten WI1r 19888  a noch einen Blick auf diejenigen Grundrechte, welche 1n
der Konvention keine Verankerung gefunden haben . Das SN zunächst
drei Rechte, deren Aufnahme die Beratende Versammlung gewünscht hatte,
die aber von dem Ministerausschufß wıeder gestrichen und N  ur

Beratung durch die Juristischen Sachverständigen der Regierungen zurück-
gestellt worden waren“?: Eıgentum, Erzıechung und politische Te1-
heit. VWer die Jangen Diskussionen über diese dre1ı Grundrechte verfolgt hat,
wırd ıcht umhınkönnen, eines festzustellen: Das Rechtsbewulßfstsein der
europäischen Völker hat ın einer Reihe VO  e} Kernfragen bereits einen
erschütternden rad der Verschiedenheit iın den Auffassungen erreicht, daß
INa sıch 1ın manchen Punkten eher über das Trennende ein1ıg Werden

sıch sechs Staaten azu bereit finden werden, äßt sıch 1mM Augenblick noch schwer ber-
cehen. Immerhiın haben Vo den reı Staaten, die bisher ratıfiziert haben, ein Staat (Schweden) die
Anerkennung der Kommissıon aut dem Gebiet der Einzelbeschwerde ratıfiziert. Der Bundestag wırd
voraussichtlich ebenfalls die Bundesregierung ermächtigen, eiıne Anerkennungserklärung abzugeben.

Es MUu: Z2UuUS der ntwicklung, der Europarat D  n hat, ernstlich bezweitelt
werden, ob ın absehbarer Zeit die ertorderliche Anzahl VO: Erklärungen abgegeben wird,
überhaupt den Gerichtshof existent werden lassen. Anderseits haben bereıits weıtere, on

Europarat ausgearbeitete Konventionsentwürte ONV ber die enseitige Behandlung der Staats-
angehörigen KONVY. ber die internationale Kontrolle der Kartel e) den Europäischen Gerichtshot
für Menschenrechte (wenigstens hilfsweise) als gerichtliche nNnstanz ZUFr Entscheidung VOo Streitig-
keiten 1U5 diesen Konventionen vorgesehen. Neuerdings 1St die Frage auf Grund einer Empfehlung
der Berat. Vers. des Europarats etr. die triedliche Beilegung VO. Streitigkeiten zwischen den Miıt-
gliedern des Rats ı1n eın aktuelles Stadıum €en. Aut die Kontroversen, die ın diesem Zu-
sammenhang der möglichen Kollision MITL der Rechtsprechung anderer internationaler
Gerichtsorgane, ıcht zuletzt MI1Tt derjenigen des Internationalen Gerichtshofs, entstanden ISt und
deren Bedeutung ıcht hoch eingeschätzt werden kann, braucht 1er nıcht ei]ngegangenwerden.

Thieme €ı OS 10) ber_nängel;, daß weder Asylrecht noch Freizügigkeitsrecht 1N die
KONV. Aufnahme gefunden haben; Rahmen unseIes I hemas 1St eın näheres Eingehen auf diese

interessante Frage ıcht angebracht.
31 Gelegentlich der Unterzeichnung.der KOnY. 1 11 50 1n Rom
32 Die Sachverständigen ha inzwischen darüber eın Zusatzprotokoll Zur KONV. ausgeai*beitet‚

VO': dem angeNOMM: werden kann, a demnächst VO: den Regjierungen der Mitgliedstaaten
unterzeichnet wırd (Stand 52)
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können scheint als über das Einende. Wenn D VOo  - den einen dem Eigen-tumsrecht die Qualität als Menschenrecht überhaupt abgesprochen wird, kann
N ıcht wundernehmen, dafß andere ein völkerrechtliches Verbot der entschä-
digungslosen Enteignung, das jede Eıgentumsgarantie CIrSst sinnvoall machen
kann, ebenso Jeugnen wWw1e erst recht viele sıch nıcht einmal mehr ZU Grund-
sa2tiz der ANSCMESSCNCH Entschädigungspflicht gegenüber dem Enteigneten be-
kennen. AÄhnliches g1ilt VO  3 dem echt auf Erziehung und dem echt autf
politische Freiheit, das weder das allgemeine noch das yleiche Wahlrecht
verankert sieht. UÜbrig leiben Kompromifformeln, deren ausgehöhlter In-
halt nıcht viel mehr als bloße Programmsätze darstellt S

In den Erörterungen über die Konvention hat nıcht zuletzt die Forderung
nach einer wırksamen Garantie der wırtschaftlichen un sozıalen

WI1Ie das echt auf Arbeıit, auf ausreichende Arbeits- und
Lebensbedingungen, auf ınen freien Arbeitsplatz, auf soz1ale Sıcherheit, auf
ANSZSCMCSSENEC Wohnung auf einen ANSCHMICSSCNCNH Lebensstandard USW, 1n  a
olle gespielt. Sıe entzündete sıch VOTr allem der rage des Eigentums-
rechts, dem IL VO  m} verschiedener Seite die Qualität eınes klassischen Grund-
rechts aDsprach und das ILan Hınweis auf den Strukturwandel, den
durch die Verlagerung des Akzents aut dıe ıhm immanente soz1ıale Funktion
in den letzten Jahrzehnten e  MMI hat, die Kategorie der Soz1al-
rechte rechnen wollte, während die Veriechter der klassischen Grundrechte

als „prolongement de Ia personnalıte humaiıine“ verteidigten o} hne der
Forderung nach einer Garantıe der soßg'  ICN Sozialrechte die Berechtigung
absprechen Z wollen, darf anderseıts nıcht übersehen werden, Jler eın
wesentlıcher Wandel 1m Ausgangspunkt der Fragestellung ZzZutlage trıtt: wäh-
rend die klassischen Rechte die „Freiheit VO Staat“ beinhalten, wird mIt
den sozıalen und wirtschaftlichen Grundrechten die „Freıiheıit durch den
Staat“ gefordert. Man hat ohl m1t echt darın einen W andel Bild VO
Menschen selbst erblicken wollen, indem die Stelle des eigenverantwort-
lichen un: seiner Freiheit bewußten Menschen der NECUEC Typ des Versorgungs-
menschen geLreteN se1, der VO  e Staat un Gesellschaft Arbeit, Ruhe, Jück
und soz1iale Sıcherheit ordere und damıt naturgemäfß als Bürger unfähig
werde, un der unsicheren un unbequemen Ordnung 1n Freiheit leben
und auch dann sein echt wahren, WeNn die Versuchung auftritt, diese
unbequeme Ordnung ın Freiheit mMiIt einer bequemen Betehlsordnung VOLr-

tauschen, die gleichzeitig soziale Sıcherheit verheißt“ Jl Kann man Jeugnen,
daß mIit der Forderung nach den soz1alen Grundrechten, Mag s1e auch 1n
Straßburg zunächst vergeblich BCWESCH se1n, die klassıschen Grundrechte in
ihrer Exıistenz edroht sind? Man sollte auch das nıcht übersehen, wenn

;rnstLich den Neubau EKuropas herangehen wiıll.
Die Vorschläge der Regierungssachverständi den re1ı fraglichen Rechten konnten noch

ıcht abgedruckt werden, da s1e noch nıcht endgü t1g mı1t den Regierungen abgestimmt S1N
34 Damıt weıcht das Zusatzprotokoll aı VO der Linie der Konvention 4b, die bewußt das

Prinzip BENAUECT Definitionen verfolgt bloße Programmsätze lehnt.  135 Dazu Brügel, Europa-Archiv 1950, S. 2796—2798 ; ders. ebendort, 1951, 616/17.
Auft diese bedeutsame Froblematik hat, sSOWeIlt ich sehe, erstmalıg Partsch hingewiesen(Recht und Freiheit, 1951, 82) ber den Stand der Diskussion ber gleichen Fragen beı

den Vereinten Nationen vgl Saba, Die wirtschaftl., sozı.alen u, kulturellen Rechte im künt-
tigen Pakt ber die Menschenrechte Ourna. du Droit Internat. 1951, Nr. 2 464
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